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A. Einführung

Die Diskussion über die verdeckte Sacheinlage scheint in Deutschland kein
Ende zu nehmen. Auch nach Inkrafttreten des MoMiG und des ARUG sind zu
den Neuregelungen der verdeckten Sacheinlage Monographien, diverse Beiträge
und Aufsätze erschienen. Erste Entscheidungen durch den Bundesgerichtshof
sind ergangen und die Kommentar-Literatur beschäftigt sich mit den Normen
teilweise in einer Tiefe, die für einen einzigen Absatz ungewöhnlich ist.

Die Geschichte der verdeckten Sacheinlage ist nunmehr fast einhundert Jahre
alt und wirft immer noch Fragen auf. Die aktuellen Fragen beschäftigen sich in
der Hauptsache mit den Neuerungen, die durch das MoMiG und das ARUG ein-
geführt worden sind. Kritik wird zwar geäußert, diese aber immer eher am Rande
und regelmäßig nur zu einzelnen Fragen innerhalb der gesetzlichen Normierung.
Dabei bietet sich gerade vor dem Hintergrund der „Legaldefinition“ die Möglich-
keit, sich die Rechtsfigur der verdeckten Sacheinlage insgesamt nochmals anzu-
schauen. Während sich die frühere Diskussion hauptsächlich damit beschäftigte,
die erforderlichen Tatbestandsmerkmale einer verdeckten Sacheinlage zu ermit-
teln, ist diese Diskussion durch die klaren Vorgaben des Gesetzgebers in den
§§ 27 Abs. 3 AktG und 19 Abs. 4 GmbHG nunmehr primär beendet. Aufbauend
auf dieser neuen „Erkenntnisstufe“ ist aber kritisch zu hinterfragen, ob einzelne
Tatbestandsmerkmale tatsächlich erforderlich sind. Im Übrigen wird durch die
Anrechnungslösung auch der gesetzgeberische Wille deutlich, verdeckte Sachein-
lagen nicht mehr so schwer zu sanktionieren, weshalb zu Recht die Frage gestellt
werden muss, ob die Figur der verdeckten Sacheinlage überhaupt noch eine ei-
gene Normierung erforderlich macht. Geht es schließlich doch nur um die Aus-
gleichshaftung eines Inferenten wegen einer etwaigen Wertdifferenz, ließe sich
dieses Ziel unter Umständen auch mit einfacheren Mitteln erreichen.



B. Gang der Untersuchung

Im ersten Kapitel sollen die aktuell normierten Tatbestandsvoraussetzungen
der verdeckten Sacheinlage nach Inkrafttreten des MoMiG und des ARUG analy-
siert werden. Die gesetzgeberische Intention, die Rechtsprechungsregeln auf der
Tatbestandsseite fortzuschreiben, wird die vorliegende Arbeit nicht daran hin-
dern, die einzelnen Tatbestandsmerkmale einer intensiven Untersuchung zu un-
terziehen. Die einzelnen Tatbestandsmerkmale sollen dabei aus sich heraus, also
deduktiv ausgelegt werden. Dabei wird sich zeigen, dass insbesondere das Tatbe-
standsmerkmal der „Abrede“ noch einige ungeklärte Fragen aufwirft.

Im zweiten Kapitel ist die Rechtsfolgenseite der verdeckten Sacheinlage zu
untersuchen. Ein Schwerpunkt wird dabei auf die neuartige Anrechnungslösung
des Gesetzgebers gelegt werden.

Im dritten Kapitel wird die Rechtsfigur der verdeckten Sacheinlage auf der
Basis der gesetzlichen Legaldefinition einer kritischen Würdigung unterzogen.

Die Arbeit schließt mit einer Zusammenfassung der gefundenen Ergebnisse in
Form von Thesen mit jeweiligem Verweis auf die Fundstellen innerhalb der Ar-
beit.



1. Kapitel

Voraussetzungen der verdeckten Sacheinlage

Nach den §§ 27 Abs. 3, S. 1 AktG und 19 Abs. 4, S. 1 GmbHG weist die ver-
deckte Sacheinlage drei Tatbestandsmerkmale auf.1 Zunächst muss ein Ge-
schäftsanteil übernommen worden sein, der durch eine Geldeinlage zu erbringen
ist. Zweitens muss die übernommene Geldeinlage bei wirtschaftlicher Betrach-
tung als Sacheinlage zu bewerten sein.2 Und drittens muss die Vornahme der ver-
deckten Sacheinlage unter den Beteiligten verabredet worden sein.

A. Geldeinlage

Erste Voraussetzung der verdeckten Sacheinlage ist das Vorliegen einer kapi-
talgesellschaftsrechtlichen Beteiligung durch Geldeinlage.3 Das Gesetz formu-
liert in § 27 Abs. 3, S. 1 AktG bzw. § 19 Abs. 4, S. 1 GmbHG, dass „eine Geld-
einlage [. . .] bei wirtschaftlicher Betrachtung [. . .] als Sacheinlage zu bewerten“
sein muss. Bezugs- und Ausgangspunkt der verdeckten Sacheinlage ist demnach
immer das formelle Vorliegen einer Geldeinlage. „Der Gesellschafter muss der
Gesellschaft auf der Grundlage des Kapitalbeschlusses und seiner Übernahmeer-
klärung die Erbringung einer Bareinlage schulden.“4 Wird hingegen eine offene
Sachkapitalgründung bzw. -erhöhung mit entsprechender Übernahmeerklärung
des Inferenten beschlossen, kommt eine verdeckte Sacheinlage per se nicht in
Betracht.5

1 So auch Hermanns, in: Michalski, GmbHG, § 56, Rn. 9; Solveen, in: Hölters,
AktG, § 27, Rn. 30.

2 Die überwiegende Literatur fasst diese beiden ersten Voraussetzungen zu einem
Tatbestandsmerkmal zusammen: A. Arnold, in: KölnKommAktG, § 27, Rn. 89 und
90 ff.; Bayer, in: Lutter/Hommelhoff, GmbHG, § 19, Rn. 45; Casper, in: Groß-
kommGmbHG, Nachtrag MoMiG, § 19, Rn. 31; Ebbing, in: Michalski, GmbHG, § 19,
Rn. 134; Heidinger/Benz, in: Spindler/Stilz, AktG, § 27, 131; Märtens, in: Münch-
KommGmbHG, § 19, Rn. 173 ff.; Roth, in: Roth/Altmeppen, GmbHG, § 19, Rn. 40;
Saenger, in: HK-GmbHG, § 19, Rn. 47 ff.

3 Siehe nur: Casper, in: GroßkommGmbHG, Nachtrag MoMiG, § 19, Rn. 33; Eb-
bing, in: Michalski, GmbHG, § 19, Rn. 134 und 156; Heidinger/Benz, in: Spindler/Stilz,
AktG, § 27, Rn. 141; Hermanns, in: Michalski, GmbHG, § 56, Rn. 9; Solveen, in: Höl-
ters, AktG, § 27, Rn. 31.

4 Hermanns, in: Michalski, GmbHG, § 56, Rn. 9.
5 Heidinger, in: Heckschen/Heidinger, Die GmbH, § 11, Rn. 179; Heidinger/Benz, in:

Spindler/Stilz, AktG, § 27, Rn. 142; Hermanns, in: Michalski, GmbHG, § 56, Rn. 9;


